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Es gilt das gesprochene Wort 

Zivilgesellschaftliches Budget 2012 ς Alexandra Strickner, Attac Österreich 

Sehr geehrte Bürgerinnen und Bürger in Österreich! 

Sehr geehrte Abgeordnete zum Nationalrat! 

Wir ς die TrägerInnen der Allianz Wege aus der Krise ς halten fast auf den Tag genau heute unsere  

2. Zivilgesellschaftliche Budgetrede. Wir tun dies, weil es heute mehr denn je notwendig ist machbare 

Alternativen jener Politik, mit der die österreichische Regierung derzeit der Finanz-, Wirtschafts-, Sozial- 

und Klimakrise begegnet, vorzulegen.  

Wir sind der Meinung, dass das öffentliche Budget eine Angelegenheit ist, die uns alle betrifft. Es 

braucht daher einen transparenten, breiten und demokratischen Prozess unter Einbindung einer 

Vielzahl zivilgesellschaftlicher AkteurInnen um darüber zu entscheiden, wer welche Steuern in welcher 

Höhe zahlt, wie die Steuerlast verteilt und wofür unser Geld ausgegeben wird.  

Wir freuen uns, dass einige der Vorschläge zur Reform unseres Steuersystems aus dem  

1. Zivilgesellschaftlichen Budget bereits umgesetzt wurden ς wie z. B. die Einführung einer 

Bankenabgabe oder die Besteuerung von Einkommen aus Wertpapierzuwächsen. Diese ersten kleinen 

Schritte in Richtung eines sozial gerechteren und ökologischeren Steuersystems sind erfreulich, aber viel 

zu wenig.  

Mit unserem 2. Zukunftsbudget legen wir eine Weiterentwicklung unserer Alternativen vor: für eine 

sozial gerechte Finanzierung von Zukunftsinvestitionen, die steuerliche Entlastung von 

ArbeitnehmerInnen und den notwendigen Beitrag zur Budgetkonsolidierung für 2012. 

Wir haben das 2. zivilgesellschaftliche Budget mit einem Motto versehen:  

Umdenken, Umgestalten, Umverteilen. 

UMDENKEN? 

aŜƘǊ ŘŜƴƴ ƧŜ ǿƛǊŘ ǎƛŎƘǘōŀǊ ǳƴŘ ƪƭŀǊΣ Řŀǎǎ ǿƛǊ ǳƴǎ ƴƛŎƘǘ ŀǳǎ ŘŜǊ YǊƛǎŜ αsparenά ƪǀƴƴŜƴ ς das Beispiel 

Griechenland zeigt es tagtäglich. Je mehr gekürzt wird, desto mehr schlittert das Land in eine Rezession, 

steigt die Arbeitslosigkeit, sinken die Staatseinnahmen und steigen die Schulden. Dennoch werden 

derzeit europaweit Sparpakete geschnürt, um die steigenden Schulden öffentlicher Haushalte in den 

Griff zu kriegen. Angesichts der engen Verflechtung der EU-Länder bedeutet diese Kürzungspolitik die 

gesamte EU in eine Rezession zu stürzen. Die Wachstumsprognosen der verschiedenen 

Forschungsinstitute belegen diesen Trend. Die politisch Verantwortlichen sind also gerade dabei, mit 

ihrem Sparwahn wissentlich eine Rezession herbeizuführen. 

Mehr noch: Die Regierungen der EU-Länder ς also auch Österreich ς haben gemeinsam mit der 

Europäischen Kommission und dem Europäischen Parlament beschlossen, den bestehenden 
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Wachstums- und Stabilitätspakt weiter zu verschärfen. Diese einseitige Politik, die den Fokus allein auf 

den ausgabenseitigen Abbau der Schulden legt und die die bereits jetzt sichtbaren negativen Folgen 

nicht anerkennt, soll nun mit noch mehr Zwang durchgesetzt werden. Die neue Regelung sieht vor, dass 

die Europäische Kommission einfach und rasch hohe Geldstrafen für jene Länder verhängen kann, 

welche die Schuldenabbaupfade nicht einhalten. Nur eine qualifizierte Mehrheit der EU-Regierungen, 

die sich innerhalb von zehn Tagen gegen solche Strafmaßnahmen ausspricht, kann dies noch verhindern.  

Es braucht daher mehr denn je ein UMDENKEN der politischen EntscheidungsträgerInnen. Und: Es gibt 

Alternativen zu dieser Krisenverschärfungspolitik. Es gibt Alternativen, um die Quadratur des Kreises zu 

schaffen, nämlich 

- den Staatshaushalt zu sanieren,  
- Zukunftsinvestitionen für einen ökologischen Umbau unserer Wirtschaft zu tätigen,  
- eine gerechte Verteilung von Arbeit sicherzustellen und  
- die steuerliche Entlastung der ArbeitnehmerInnen voranzutreiben  

 
Dafür müssen wir unser Steuersystem UMGESTALTEN. Wie? 

- Indem wir Steuern auf Vermögen und Kapitaleinkommen erhöhen bzw. wiedereinführen.  
- Indem wir Steuerprivilegien für Kapitaleinkommen abschaffen. 
- Indem wir schrittweise den Ressourcenverbrauch stärker besteuern und zugleich 

umweltschädliche Subventionen abschaffen. 
 

Ein Zukunftsbudget, dass sich an diesen Prinzipien orientiert, ist eines, das die Ursachen der Krise 

nachhaltig bekämpft und die Mitverursacher und Mitverursacherinnen einen entsprechenden Beitrag 

leisten lässt - und dadurch UMVERTEILT.  

Unser Zukunftsbudget für 2012 enthält folgende Elemente: 

¶ die Einführung einer Vermögenssteuer für Haushalte ab einem Nettovermögen von 500.000 
Euro  

¶ die Einführung einer progressiven Erbschafts- und Schenkungssteuer 

¶ die Erhöhung der Einkommenssteuer von 50 auf 60% für jene, die mehr als der österreichische 
Bundespräsident  verdienen 

¶ die Besteuerung von Gewinnen aus der Veräußerungen von Stiftungsbeteiligungen mit 25 % 

¶ die Besteuerung von Gewinnen aus Immobilienspekulationen mit 25 % 

¶ die Einschränkung der Gruppenbesteuerung 

¶ die Erhöhung der Mineralölsteuer für Diesel um weitere 4c/pro Liter und die Einführung einer 
Kersosinsteuer 

¶ die Einführung der LKW Maut auf allen Straßen 

¶ die Reform der steuerlichen Begünstigungen für Firmenwagen 

¶ die Abschaffung der Mineralölsteuerrückvergütung für die Landwirtschaft sowie die Aufhebung 
der Kfz-Steuerbefreiung für land- und forstwirtschaftliche Zugmaschinen bzw. der NoVA-
Befreiung für Klein-LKWs 

¶ eine Reform der Grundsteuer und der Bodenwertabgabe und  




